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Abstract: Wie das Beispiel der amerikanischen Website objections.ai zeigt, dringt künstliche 

Intelligenz immer tiefer in die Rechtsprechung ein. Damit kehrt auch ein juristisches Paradigma 

zurück, auf das seinerzeit der amerikanische Rechtswissenschaftler Roscoe Pound vor über hundert 

Jahren mit seinem Beitrag „Mechanical Jurisprudence“ reagierte. Der vorliegende Beitrag zeigt, wie 

schnell eine verstaubt wirkende juristische Debatte aus dem vorigen Jahrhundert neuerlich Brisanz 

erlangen kann. 
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 “Mechanical Jurisprudence” 2.0 – Is American Jurisprudence heading for a 

return to the 19th century? 

Abstract: As the example of the US-American website objection.ai shows, artificial intelligence is 

increasingly making its way into legal practice. This marks the return of a legal paradigm to which 

the American legal scholar Roscoe Pound responded over a century ago in his essay “Mechanical 

Jurisprudence.” The article demonstrates how quickly a legal debate from the previous century that 

until recently seemed outdated can once again become highly relevant. 

Keywords: AI in legal practice, Roscoe Pound, sociological jurisprudence, legal formalism, 

American Legal Realism. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

*Mag. Dr. Miriam Gassner, LL.M., is a postdoctoral researcher at the Department for the 

Foundations of Law at the University of Graz. Her research focuses on the intersection of legal 

history, legal philosophy, and legal theory. 



 

25 

 

ALJ 2026                 Miriam Gassner 

  4 

Inhaltsverzeichnis 

1. Einleitung ____________________________________________________________ 26 

2. Der Kampf gegen Formalismus in den USA zu Beginn des 20.   Jahrhunderts ____ 27 

3. Soziale Gerechtigkeit als Endziel der richterlichen Tätigkeit: Roscoe Pounds 

Antwort auf die „mechanical jurisprudence“ ___________________________________ 29 

4. Von der immer wieder kehrenden Forderung nach einer Aussetzung des 

Urteilsvermögens __________________________________________________________ 33 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

26 

 

ALJ 2026                 Miriam Gassner 

  4 

1. Einleitung1 

Unlängst berichteten verschiedene deutschsprachige Medien, darunter auch die deutsche 

Wochenzeitschrift „Die Zeit“,2 über die vom US-Milliardär Peter Thiel finanzierte und von seinem 

Vertrauten Aron D’Souza gegründete Website objection.ai. Letztere betreibt seit einigen Monaten 

ein „Tribunal der Wahrheit“, welches mittels künstlicher Intelligenz Urteile über vermeintlich 

falsche mediale Berichterstattung in brisanten juristischen Fällen fällt. In Fragen z.B., ob Benjamin 

Netanjahu medial als Kriegsverbrecher bezeichnet werden darf (Obj. 593893) oder ob Donald 

Trump auf seiner Geburtstagskarte an Jeffrey Epstein wirklich geschrieben hat, „möge jeder Tag 

ein weiteres wunderbares Geheimnis sein,“ (Obj. 700319), urteilt eine als Richter fungierende KI, 

die ihre Entscheidung auf die in einem „Ermittlungsverfahren“ vorgelegten Beweise stützt. Dieses 

„Ermittlungsverfahren“, das – zumindest theoretisch – beiden Seiten die Möglichkeit einräumt, 

Beweismittel vorzulegen, wird von „echten Menschen“ durchgeführt, während am Ende des 

Beweisverfahrens dann die KI das Urteil fällt. Bei ihrer Entscheidungsfindung bewertet die KI die 

vorgelegten Beweise je nach Quellenkategorie unterschiedlich. So etwa kommen als 

„Primärquellen“ eingestuften Beweisen (z.B. Verträgen oder offiziellen Schreiben) eine höhere 

Beweiskraft zu als anonymen Quellen usw. (Unmittelbare) rechtliche Relevanz haben die KI-

generierten Entscheidungen dieses „privaten Schattengerichts“ zwar nicht, mittelbar könnten die 

„objections“ aber bereits bald die  Prozessausgänge öffentlicher Gerichte beeinflussen: So etwa 

besteht zum einen die Gefahr, dass sich gerade die im amerikanischen Rechtssystem so weit 

verbreiteten mit Laien besetzten Jurys von der vermeintlich „objektiven“ Entscheidung der KI 

beeinflussen lassen, und zum anderen, dass die „objections“ bald als Indikatoren für  Sieg oder 

Niederlage in einem etwaigen Verfahren vor staatlichen Gerichten gelten. Gerade in einem 

Verfahren, in dem ein finanzielles Ungleichgewicht zwischen den Parteien besteht, könnte das von 

objection.ai gefällte Urteil eine Abschreckungswirkung entfalten und die finanziell schwächere Partei 

veranlassen, auf die Beschreitung des Rechtsweges zu verzichten. Auch könnten „objections“ schon 

bald über die Beweismittelschiene Eingang in Verfahren vor staatlichen Gerichten finden. Vor 

allem, wenn in diesem staatlichen Verfahren dann menschliche Entscheidungsträger:innen in ihrem 

Urteil von den „objections“ abweichen, könnte es dazu kommen, dass Richter:innen rechtfertigen 

 
1 Der vorliegende Beitrag geht aus dem von der ÖAW finanzierten APART-Projekts der Autorin hervor. Der zweite 
und dritte Abschnitt des vorliegenden Beitrags weisen Übereinstimmungen mit meinen beiden ebenfalls aus demselben 
Forschungsprojekt hervorgegangen Publikationen „Von Utterly Sterile bis Completely Irrelevant for this Country. Der 
zum Scheitern verurteilte Versuch der Reinen Rechtslehre, in den USA Fuß zu fassen“ ARSP 112/2 (2026) 137–171 
und „Helen Silving-Ryu als Rechtsphilosophin“ in: Gassner (Hrsg) Helen Silving-Ryu: Der Aufstieg einer jüdischen 
Migrantin aus Wien zur First Lady of US-Criminal Law (2026) 1–97 auf. 
2 Jürgens, Der libertäre Milliadär Peter Thiel finanziert ein KI- Tribunal, das über Journalismus richten will, Die Zeit 
vom 29. April 2026, 21. 
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müssen, warum sie nicht dem Urteil einer vermeintlich „objektiven“ KI gefolgt sind. Dies wird 

umso mehr dann der Fall sein, wenn sich beide Parteien am vorangegangen „Schattenverfahren“ 

beteiligt haben. Denn erklären, oder besser gesagt rechtfertigen die menschlichen 

Entscheidungsträger:innen ihre abweichende Entscheidung nicht, könnte rasch ein bitterer 

Nachgeschmack entstehen, der möglicherweise soweit reicht, dass das Vertrauen der Bevölkerung 

in die Objektivität der staatlichen (menschlichen) Gerichtsbarkeit erschüttert wird. Tatsächlich 

handelt sich hier weniger um ein rechtliches Problem, als um eine der Kernfragen der 

Rechtsphilosophie, die so alt ist wie die Menschheit selbst: Ist objektive Entscheidungsfindung per 

se überhaupt möglich und wenn ja, ist sie Voraussetzung für Gerechtigkeit? Wenn dies der Fall 

wäre, wäre dann eine KI – frei nach Montesquieu – vielleicht sogar der bessere „bouche de la loi“? 

Oder sind die USA – und früher oder später wohl auch wir – gerade dabei, alles das zu vergessen, 

was uns einst die soziologische Jurisprudenz gelehrt hat? Kehren wir alle bald ins Zeitalter von 

Begriffsjurisprudenz und Formalismus zurück? 

2. Der Kampf gegen Formalismus in den USA zu Beginn des 

20.Jahrhunderts 

Werfen wir zur Beantwortung all dieser Fragen einen Blick in die Vergangenheit und schauen auf 

die andere Seite des Atlantiks: Trotz der politischen Loslösung von England hatten die USA am 

common law festgehalten, was allerdings nichts daran änderte, dass die Unabhängigkeitserklärung, 

die amerikanische Verfassung und die Bill of Rights ganz im Zeichen eines kontinentaleuropäischen 

aufgeklärten Natur- bzw. Vernunftsrechtsdenkens standen. Im Glauben an eine natürliche 

Ordnung, unter Berufung auf ewige transzendente Rechtsprinzipien, vollzog sich so die Geburt 

der amerikanischen Nation. Absolute Rechtsprinzipien waren es auch, die die Grundrechte der 

Verfassungen der Einzelstaaten, die substance of government bildeten.3 Allerdings wurde ab Mitte des 

19. Jahrhunderts auch in den USA das Natur- bzw. Vernunftrechtsdenken zunehmend in Frage 

gestellt: Neben der historical school kam auf dem Gebiet der US-amerikanischen Rechtsphilosophie 

der analytical jurisprudence eine immer größer werdende Bedeutung zu, als deren Inbegriff der Brite 

John Austin (1790–1859) galt. Aufgrund seiner strikten Trennung zwischen Recht, Ethik und 

Moral war es ihm zufolge nicht möglich, den Inhalt einer Rechtsnorm zu bewerten oder Aussagen 

über den Zweck einer Rechtsnorm zu tätigen.  Für den Rechtspositivisten Austin bestand Recht 

ausschließlich aus Normen, die er als Befehl eines Souveräns an den Rechtsunterworfenen auffasste 

und die sich durch Sanktionen charakterisierten. Das positive Recht – das law as it is – in den 

 
3Auburtin, Amerikanische Rechtsauffassung und die neueren amerikanischen Theorien der Rechtssoziologie und des 
Rechtsrealismus, ZAORV 1933, 529. 
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Mittelpunkt seiner Untersuchungen stellend, beschränkten sich die analytical jurists – ähnlich wie die 

rechtspositivistische Staatsrechtslehre des 19. Jahrhunderts – auf eine rein formale 

Betrachtungsweise des Rechts. Austin folgend, betrachteten die US-analytical jurists bestimmte 

Begriffe, wie etwa das Begriffspaar Recht und Pflicht, als logisch vorgegeben. 

Rechtswissenschaftler wie Wesley N. Hohfeld versuchten folglich, aus den verschiedenen 

Rechtsordnungen gemeinsame Prinzipien und Begriffe zu extrahieren, um so das Recht nach 

formalen Gesichtspunkten, unabhängig von dessen Inhalt, erfassen zu können.4 So begann die 

analytical jurisprudence, das common law aus seiner naturrechtlichen Verankerung zu lösen,  was in der 

amerikanischen Rechtswisssenschaft auf großen Zuspruch stieß.5 Zu Austins Anhängern zählten 

bald einflussreiche amerikanische Rechtswissenschaftler wie der Dekan der Harvard Law School 

Christopher Columbus Langdell (1826–1906).6 Langdells Wissenschaftsverständnis basierte – 

ähnlich dem der deutschen Begriffsjurisprudenz7 – auf einer Idee von Ordnung, System, 

Einfachheit und Klassifizierung und zielte unter Anwendung der induktiven Methode8 auf das 

Herausfinden der ursprünglichen Quelle ab. Langdell und seine Mitstreiter propagierten „die 

angebliche Autonomie und Geschlossenheit der Rechtswelt sowie die Vorherrschaft der formalen 

Logik innerhalb dieses autonomen Universums.“9 Rechtswissenschaft war für sie die Suche nach 

einem System allgemeiner, logisch konsistenter Grundsätze, welche sie durch eine eingehende 

Analyse von Gerichtsentscheidungen induktiv zu finden hoffte.10 Durch Anwendung der von 

Langdell entwickelten case method, einer Fallstudienmethode, bei der Studierende durch das Studium 

früherer Entscheidungen allgemeine Prinzipien ableiten und so die Entscheidung ihrer Übungsfälle 

begründen, versuchte Langdell eine objektive Entscheidungsfindung zu erreichen, bei der sich die 

Entscheidungsträger einzig und alleine von den aus Präzedenzfällen abgeleiteten Prinzipien leiten 

ließen. Ähnlich wie der deutschen Begriffsjurisprudenz warf man Langdell bald vor, zu einem 

starren, von Logik beherrschten Rechtsdenken beigetragen zu haben, welches letzten Endes die 

Rechtswissenschaft in einen Formalismus verwandelt habe. Unter dem Deckmantel, eine 

„objektive richterliche Entscheidungsfindung anzustreben“, würden Langdell und seine Mitstreiter 

eine mechanical jurisprudence betreiben, die dem Richter jeglichen Ermessensspielraum nehme. Es war 

 
4 Vgl. Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie² (1969) 63. 
5 Reich, Sociological jurisprudence and Legal Realism im Rechtsdenken Amerikas (1967) 30. 
6 Zu Langdell siehe auch: Feldman, American Legal thought from Premodernism to Postmodernism: An Intellectual 
Voyage (New York 2000) 91-104. 
7 Unter Begriffsjurisprudenz wird gemeinhin jene juristische Methode verstanden, die genuin juristische Begriffe 
erschuf und sie nach logisch-formalen Vorgaben zu einem geschlossenen System zusammenfasste. Der 
Rechtsanwender hatte den Lebensvorgang dann nur noch unter die einschlägigen Rechtsbegriffe zu subsumieren. 
8 Vgl. dazu Schröder, Recht als Wissenschaft Bd.1 (2020) 256. 
9 Dagan, The Realist Conception, Toronto Law Journal 2007, 611. Zum amerikanischen Formalismus siehe auch: 
Weinrib, Legal Formalism in: Patterson (Hrsg), A Companion to Philosophy of Law² (2010), 327-338. 
10 Clark, American Comparative Law: A history (2022) 231–240; Twining, Karl Llewellyn and the Realist Movement² 
(2012), 10–12. 
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dies ein Vorwurf, der an Rudolf von Jherings Angriffe auf die deutsche Begriffsjurisprudenz11 und 

deren Degradierung des Richters zum bloßen Subsumtionsautomaten12 denken lässt.  

Ab der Jahrhundertwende gerieten in den USA nicht nur der „Formalismus“, sondern auch die 

analytical jurisprudence zunehmend in Bedrängnis, setzte man letztere oftmals doch 

(fälschlicherweise!) mit dem Formalismus gleich. Methodologisch noch auf der Grundlage der 

analytical jurisprudence aufbauend, entwickelte der US-amerikanische Höchstrichter Oliver Wendell 

Holmes als Reaktion auf den Formalismus seine prediction theory und führte die American jurisprudence 

mit Sätzen wie „The life of the law has not been logic: it has been experience“ in eine neue Ära. 

3. Soziale Gerechtigkeit als Endziel der richterlichen Tätigkeit: 

Roscoe Pounds Antwort auf die „mechanical jurisprudence“ 

Mitte des 19. Jahrhunderts war in Europa die Soziologie als neue Wissenschaftsdisziplin 

aufgekommen, die bald schon ihren Weg über den Atlantik fand. Die Soziologie ließ auch die 

Rechtswissenschaften nicht unberührt, bald schon bildete sich die Rechtssoziologie als eine 

Unterdisziplin heraus, die ihrerseits – je nach angewandter Methodik und Ausrichtung – 

verschiedene Ausprägungen hervorbrachte. Eine europäische Vorreiterrolle kam dabei Frankreich 

zu, wo sich vor allem François Gény13 mit seiner „libre recherche scientifique“ sowie auch die der 

empirisch-soziologischen Methode14 Emil Durkheims verhaftete „Schule von Bordeaux“ einer 

soziologischen Betrachtungsweise des Rechts zugewandt hatten. 

Auch im deutschsprachigen Raum begann die Rechtssoziologie – nicht zuletzt in Gestalt der 

scharfen Kritik am deutschen BGB und der ungelösten „sozialen Frage“ – um die 

Jahrhundertwende an Fahrt aufzunehmen. So etwa wandten sich in der Habsburgermonarchie 

Ludwig Gumplowicz15 in Graz oder Anton Menger16 in Wien rechtssoziologischen Studien zu. In 

 
11 Jhering, Zweck im Recht, Bd.1³ (1983) 394. 
12 Der spöttische Begriff „Subsumtionsautomat“ stammt von Heck, Gesetzesauslegung und Interessenjurisprudenz, in 
Archiv für die civilistische Praxis 112 (1914) 1 (22). Siehe dazu ausführlich Meder, Rechtsmaschinen. Von 
Subsumtionsautomaten, Künstlicher Intelligenz und der Suche nach dem „richtigen“ Urteil (2020) 24.  
13 François Gény kritisierte, dass sich die juristische Methode einzig und allein auf die Anwendung der Exegese 
beschränkte und propagierte eine freie juristische Methodenwahl. Ihm zufolge sollte die Rolle des Juristen „critique et 
active“ sein. Vgl. auch: Gény, Science et technique 27. Zu François Gény siehe: Halpérin, François Gény in: 

Arrabeyre/Halpérin/Krynen (Hrsg), Dictionnaire des juristes français XIIe – XXe siècle (2007) 360–362.  
14 Manchmal wird die empirisch-soziologische Methode auch als „positivistische Methode“ bezeichnet, dies wohl 
deshalb, weil sie sich aus der Comte’schen Bestrebung, naturwissenschaftliche Methoden auf die Sozialwissenschaften 
anzuwenden, heraus entwickelte. Vgl. Ratnapala, Jurisprudence3 (2017) 233. 
15 Ludwig Gumplowicz gilt mit seiner sozialdarwinistisch begründeten Rassentheorie und seinen positivistisch 
orientierten soziologischen Ansätzen als einer der ersten (Rechts-)soziologen Europas. Vgl. Torrance, The Emergence 
of Sociology in Austria: 1885–1935, European Journal of Sociology (1976) 185–219. 
16 Anton Menger untersuchte Rechtssysteme in ihrer tatsächlichen Funktionsweise um das Verhältnis zwischen 
bestehendem Recht und den Interessen der Arbeiterklasse zu ermitteln. Siehe dazu: Dölemeyer, Menger (von 
Wolfensgrün), Anton in: Stolleis (Hrsg) Juristen. Ein biographisches Lexikon (1995) 422–423. 
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Heidelberg entwickelte Georg Jellinek17 seine staatsrechtliche Zweiseitenlehre. In Czernowitz, an 

der Peripherie der Habsburgermonarchie, ließ der Rechtswissenschaftler Eugen Ehrlich18 mit 

seinem Begriff des „lebenden Rechts“ als eines „Rechts ohne Staat“19 und Gegenkonzept zum 

herkömmlichen positiven („Juristen“-)Recht aufhorchen. Ab 1903 prägte er mit seiner Forderung 

nach einer freien Rechtsfindung den Freirechtsdiskurs im deutschsprachigen Raum.20 Die 

Auffassung Ehrlichs von einem „lebenden Recht“, wie die Freirechtsbewegung überhaupt, aber 

auch das Rechtsverständnis des Neuhegelianers Josef Kohler21 übte, wohl nicht zuletzt aufgrund 

der Ähnlichkeiten zu John Deweys22 kultur-naturalistisch ausgestaltetem Instrumentalismus, auf 

zahlreiche US-amerikanische Juristen zu Beginn des 20. Jahrhunderts große Faszination aus:23 

Insbesondere der damals junge Roscoe Pound (1870–1964), der zwischen 1916 und 1936 als 

Langzeitdekan der Harvard Law School die Geschicke der wohl berühmtesten law school der Welt 

lenken sollte, war sowohl von Kohlers als auch von Ehrlichs Rechtsdenken gleichermaßen angetan. 

Pound, der noch unter Dekan Christopher C. Langdell in Harvard Rechtswissenschaften studiert 

und dort den „Formalismus“ aus erster Hand kennengelernt hatte, erblickte in der um Ehrlich 

entstandenen Bewegung24 eine Chance, „[…] die vom positiven Recht vergessenen Ideale der 

Vernunft und Gerechtigkeit wiederzufinden.“25 In „The Need for a Sociological Jurisprudence“26  

forderte Pound dazu auf, die soziologischen Grundlagen des common law zu erforschen und an den 

law schools Rechtswissenschaften aus dem Blickwinkel der jüngsten soziologischen Entwicklungen 

zu lehren. Stefan Vogl, der sich mit Roscoe Pounds Ehrlich-Rezeption ausführlich beschäftigte,27 

meint jedoch, dass Pound „(…) mit dem Begriff ‚sociological‘ (…) keine weitreichenden, 

soziologisch-wissenschaftlichen Intentionen seines Projekts, die über eine systemimmanente 

Reform der juristischen Methodenlehre hinausgingen“ verband. Tatsächlich weist Pounds 

sociological jurisprudence weit mehr Gemeinsamkeiten mit Hecks Interessensjurisprudenz auf, denn 

 
17 Donhauser, The State under the rule of law in: Bryan/Langford/McGarry (Hrsg), The Reconstruction of the Juridico-
Political (2016) 125-139. 
18 Rehbinder, Die Begründung der Rechtssoziologie durch Eugen Ehrlich (1986).  
19 Janson, Recht ohne Staat bei Eugen Ehrlich und Hermann Kantorowicz in: Auer/Seinecke (Hrsg), Eugen Ehrlich– 
Kontexte und Rezeptionen (2024) 217–243. 
20 Vgl. Schmidt, Gnaeus Flavius in: Auer/Seinecke (Hrsg), Eugen Ehrlich– Kontexte und Rezeptionen (2024) 195–217. 
21 Josef Kohler war im Bereich des Rechtsvergleichs und des Zivil-(prozess-) und Handelsrechts tätig, ehe er sich der 
Rechtsphilosophie und einer kulturwissenschaftlichen Interpretation des Rechts („Recht als Naturrecht der jeweiligen 
Kulturperiode“) zuwandte. (Vgl. Luig, Joseph Kohler in: Stolleis (Hrsg), Juristen (1995) 351. 
22 John Dewey (1859-1952) entwickelte des amerikanischen Pragmatismus weiter und liefert die philosophische 
Grundlage für das Werk Roscoe Pounds. Zu Dewey siehe auch: Suhr, John Dewey zur Einführung (2005). 
23 Herget/Wallence, The German Free Law Movement as the Source of American Legal Realism, Virginia Law Review 
1987, 399–455. 
24 Pound bezeichnete die im deutschen Sprachraum entstandene Freirechtsbewegung als „sociological jurisprudence.“ 
25  Pound, A New School of Jurists, University Studies (University of Nebraska) 1904, 249.  
26 Pound, The Need for a Sociological Jurisprudence (1907). 
27 Vogl, Die scheinbare Rezeption Eugen Ehrlichs in der sociological jurisprudence Roscoe Pounds, in: Auer/Seinecke 
(Hrsg), Eugen Ehrlich – Kontexte und Rezeptionen (2024) 317; vgl. auch Reich, Sociological Jurisprudence 56. 
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die Hauptaufgabe des Rechts sah Pound ähnlich wie Heck darin, die widersprüchlichen Interessen, 

welche ständig auf die Rechtsordnung einwirken, aufzulösen. „Rechtsanwendung sei eben kein 

‚mechanischer‘, ausschließlich auf Logik basierender Vorgang, sondern erfordere stets richterliches 

Ermessen – „equity“28, so Pound in seinem 1908 erschienenen Beitrag „Enforcement of Law.”29 

Daher müsse die Rechtsprechung auch auf außerrechtliche Kriterien zugreifen können, die es ihr 

ermöglichen, Rechtsvorschriften dem Einzelfall entsprechend anzupassen. Der wissenschaftliche 

Charakter des Rechts bestehe nur insofern und die Betrachtung des Recht als eine Gesamtheit von 

Prinzipien sei nur insofern zulässig, als sie als Mittel zum Zweck diene, schreibt Pound in seinem 

im selben Jahr erschienenen Beitrag „Mechanical Jurisprudence“.30 Beide Aufsätze bilden das 

Gedankengerüst für Pounds „theory of social interests“, die er bis 1940 sukzessive entwickelte.31 Pound 

zufolge sei der Zweck des Rechts schlussendlich immer in der „administration of justice“ gelegen: „Law 

has the practical function of adjusting every-day relations so as to meet current ideas of fair play. It must not become 

so completely artificial that the public is led to regard it as wholly arbitrary.”32 Der Formalismus hätte zu einer 

„mechanischen Rechtswissenschaft” geführt, der es vor allem auf die Berechenbarkeit, Logik und 

„Schönheit” von richterlichen Entscheidungen ankomme. „Principles were no longer resorted to in order 

to make rules to fit cases. The rules were at hand in a fixed and final form, and cases were to be fitted to the rules,“ 

schreibt er.33 Da eine mechanical jurisprudence trotz ihrer vermeintlichen Objektivität dem Endzweck 

des Rechts niemals Rechnung tragen könne, sei diese abzulehnen. Wie sein Mitstreiter Benjamin 

Cardozo (1870–1938) plädierte auch Pound für eine Billigkeitslehre als moderne Ausprägung der 

Naturrechtsidee.34 „Der Richter habe bei seiner Entscheidungsfindung als ‚sociological jurist‘ zu 

agieren und bei der Rechtserzeugung, Interpretation und Anwendung von Normen die soziale 

Wirklichkeit in einem höchstmöglichen Ausmaß zu berücksichtigen.“35 Als solcher müsse der 

Richter sich unter anderem an der „Vernunft eines Durchschnittsmenschen“ – also an einer Art 

juristischer Maßfigur – orientieren, die „social purposes”, also die gesellschaftlich wünschenswerten 

Zwecke, die das Recht zu verwirklichen habe, bei der Entscheidungsfindung in den Mittelpunkt zu 

stellen und auch die gesellschaftlichen Auswirkungen einer Entscheidung stets mitbedenken, 

fordert Pound. Den Vorgang der Rechtsanwendung bezeichnet Pound dabei als „social engineering.”36  

 
28 Mit seiner Forderung nach „equity“ stellt Pound auf eine common law „equity“ als Korrektur von starrem 
Gesetzesrecht ab. 
29  Pound, Enforcement of Law, The Green Bag (1908) 401. 
30 Pound, Mechanical Jurisprudence, Columbia Law Review 1908, 605. 
31 Vgl. Pound, Contemporary Juristic Theory (1940). 
32 Pound, Mechanical Jurisprudence 606. 
33 Pound, Mechanical Jurisprudence 607. 
34 Vgl. Vogl, Rezeption Eugen Ehrlichs 321–322, 353. 
35 Pound, The scope and purposes of sociological jurisprudence, Harvard Law Review 1912, 512–514. 
36 Vgl. Schwartz, Main Currents in American Legal Thought (1997) 469. 
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Auf dem Vermächtnis von Oliver Wendell Holmes aufbauend und Pounds Ideen 

weiterentwickelnd, formierte sich ab Mitte der 1920er Jahre eine Gruppe von jungen 

Rechtswissenschaftlern an der Johns Hopkins, der Columbia und der Yale University zur jüngeren 

Generation der Rechtsrealisten. Mit dem Erscheinen von Karl L. Llewellyns „The Bramble Bush“ 

und Jerome Franks „Law and the Modern Mind“ im Jahr 1930 gab die formlos verbundene Gruppe 

an Rechtswissenschaftlern ein deutliches Lebenszeichen von sich. Ursprünglich ein Seitenzweig 

der sociological jurisprudence, überwarfen sich einige Rechtsrealisten bald mit Pound und warfen ihm 

vor, Holmes missverstanden zu haben. So etwa bezeichnete Jerome Frank Pound als 

„Rechtsidealisten“, der seinen Blick von der Rechtswirklichkeit abgewendet und ausschließlich auf 

das law as it ought to be, das Recht, wie es idealerweise sein sollte, gerichtet habe.37  

Wie der eng mit dem New Deal verbundene Rechtsrealismus, so erreichte auch die sociological 

jurisprudence in den 1930er Jahren ihren Höhepunkt. Praktische Bedeutung erlangte sie vor allem ab 

der Ernennung von Benjamin N. Cardozo zum Höchstrichter, zumal dieser nunmehr den bis dahin 

einzigen Vertreter der sociological jurisprudence Louis Dembitz Brandeis (1856–1941) im Supreme 

Court unterstützte. Mit der Entscheidung des US-Supreme Courts „Erie Railroad v. Tompkins“ 

193838, in der der US-Supreme Court politische und soziale Erwägungen in seine 

Entscheidungsfindung einfließen ließ, zeigte sich die Praxisrelevanz der sociological jurisprudence: In 

der Begründung der majority opinion stellte Höchstrichter Brandeis klar, dass die richterliche 

Tätigkeit nicht bloß darin bestehe, vorgefundene Ergebnisse (im konkreten Fall über Jahrzehnte 

hindurch gewohnheitsrechtlich angewandte Präjudizien) zu verkünden, sondern dass der Richter – 

gleichberechtigt mit dem Gesetzgeber – rechtserzeugend tätig zu sein habe. Brandeis lehnte in 

seiner Urteilsbegründung die naturrechtlichen Grundlagen und die Einheitlichkeit des common law 

ab und betonte die Gestaltbarkeit (Wandelbarkeit) des Rechts durch menschliches Handeln. 39 

Mit Ausbruch des 2. Weltkrieges wurde in den USA eine „Naturrechtsrenaissance“ eingeleitet, die 

eine „Verwässerung“ der sociological jurisprudence nach sich zog.40 Zweierlei aber hatte die sociological 

jurisprudence vor Ausbruch des 2. Weltkrieges noch erreicht: Sie hatte nicht nur den Blick der 

amerikanischen Juristen aufs Recht verändert, sondern auch die Lehrpläne an den US law schools 

reformiert,41 sodass man sagen kann, dass sie mit ihrer instrumentalisierten Betrachtungsweise des 

 
37 Frank, Are Judges Human? University of Pennsylvania Law Review 1931, 18. 
38 Erie Railroad Company v. Harry J. Tompkins 304 U.S.64 (1938). 
39 Vgl. Reich, Sociological Jurisprudence 13–14. 
40 Dazu ausführlich Breen/Strang, The Forgotten Jurisprudential Debate: Catholic Legal Thought’s Responses to Legal 
Realism, Marquette Law Review 2015, 1203-1311. 
41 Siehe dazu auch Leiter, American Legal Realism in: Golding/Edmundson (Hrsg) The Blackwell Guide to the Philosophy 
of Law (2005), 61. Dies zeigt sich Leiter zufolge etwa in der Umbenennung und Umgestaltung vieler Lehrbehelfe, die 
seither den Zusatz “Material on Cases” tragen und soziologische Untersuchungen samt Statistiken zu den jeweiligen 
Fällen abgedruckt haben. 
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Rechts, ihrem Ruf nach Interessensausgleich und nach sozial gerechten Entscheidungen das 

Fundament für beinahe alle zeitgenössischen, post-realistischen, US-amerikanischen Denkstile 

nach dem 2. Weltkrieg legte. 

4. Von der immer wieder kehrenden Forderung nach einer 

Aussetzung des Urteilsvermögens 

Was würden nun aber Roscoe Pound und seine Mitstreiter zu den gegenwärtigen Entwicklungen 

in den USA sagen? Wie würden sie Plattformen wie objections.ai beurteilen? Und inwiefern hat eine 

beweiswürdigende, generative KI überhaupt Gemeinsamkeiten mit all jenen „Denk- und 

Urteilsmaschinen“ bzw. Subsumptionsautomaten, vor denen Jhering, Kantorowicz und Heck uns 

einst warnten? Beginnen wir mit der letzten Frage: Egal um welche Art von 

„Entscheidungsautomaten“ es sich im Wissenschaftsdiskurs des 19. und 20. Jahrhunderts 

gehandelt hat, allen war gemeinsam, dass sie „(…) jene Art der Formalisierung, wonach der Richter 

bei einer Rechtsanwendung ohne eigene Zutaten lediglich wiederholen soll, was im Gesetz bereits 

gesagt wurde, karikier(t)en.“42 Im Falle einer beweiswürdigenden, generativen KI ist die Lage eine 

ähnliche, allerdings handelt es sich hier nicht um Gesetze, die die richterliche Entscheidung 

vorgeben, sondern um „private“, von den Betreibern einer solchen Plattform vorab festgelegte 

Algorithmen, die bestimmen, wie ein Beweismittel zu klassifizieren ist. Während im Falle des 

Richters als „Entscheidungsautomat“ im vorigen Jahrhundert Einzelfälle um jeden Preis an 

Gesetze (oder Präjudizien) angepasst wurden, wird durch den Einsatz einer beweiswürdigenden, 

generativen KI vor allem ein Anschlag auf das Prinzip der freien Beweiswürdigung, einem der 

wichtigsten Grundsätze des modernen Prozessrechts, verübt. Das Resultat ist in beiden Fällen aber 

ein ganz ähnliches: In beiden Fällen wird das Urteilsvermögen der entscheidenden Stelle ausgesetzt 

– Tätigkeiten, die Nachdenken und Entscheiden verlangen, werden „ausgelagert.“ Letzten Endes 

wird in beiden Fällen versucht, Einzelfälle an starre, mathematisch-logische Regeln anzupassen, ein 

Vorgehen, das den Anschein von Objektivität nach sich zieht. Diese vermeintliche Objektivität 

befriedigt zwar rasch und oberflächlich unser menschliches Bedürfnis nach Gerechtigkeit (oder wie 

Albert Armin Ehrenzweig43 es ausdrückt, unseren „sense of justice“), hält aber einer eingehenden 

Prüfung nicht stand. Die am ersten Blick so verführerisch erscheinende Formel „Je formaler die 

Methode, umso objektiver die Betrachtung, desto gerechter das Ergebnis,“44 scheitert nicht zuletzt 

 
42 Meder, Rechtsmaschinen 16. 
43 Ehrenzweig, Psychoanalytical Jurisprudence (1971). 
44 Dabei handelt es sich um ein abgewandeltes Zitat von Hermann Cohen. „(…) nur das Formale sei sachlich, je 
formaler eine Methodik ist, desto sachlicher kann sie werden und je sachlicher in der ganzen Tiefe der Sache ein 
Problem formuliert wird, desto formaler muss es fundamentiert sein.“ Cohen, Logik der reinen Erkenntnis, Bd.1 (Berlin 
1902) 587. 
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an der Frage, ob eine objektive Betrachtung überhaupt möglich. Darüber hinaus gibt es keine 

allgemeingültige Gerechtigkeitsdefinition, denn darüber was Gerechtigkeit ist, scheiden sich 

bekanntlich seit Tausenden von Jahren die Geister…45 

 
45 Vgl dazu Kelsen, Was ist Gerechtigkeit? (1953). 


